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7. Wahlperiode 

24. 03. 75 


Sachgebiet 90 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Dollinger, Weber (Heidelberg), Dr. Müller-Hermann, 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Finanzlage, Personalsituation, Verkehrsentwicklung, Investitionspolitik, 
Rationalisierung sowie Umorganisation der Verwaltung bei der Deutschen 
Bundespost (DBP) 


Nach der jüngsten Erklärung von Bundespostminister Kurt 
Gscheidle in der Zeitschrift für das Post- und Fernmeldewesen 
ist die künftige Entwicklung bei der DBP von rückläufiger Nach- 
frage, Investitionskürzungen und einem drohenden Risiko, das 
die Post für den Bundeshaushalt darstelle, gekennzeichnet. 
Trotz steigender Milliardenverluste seit 1969, einer mehr als 
verdoppelten Schuldenlast und einer Verdreifachung der 
Schuldzinsen war die Bundesregierung bisher nicht in der Lage, 
ein Konzept für die Gesundung der DBP vorzulegen. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

/. Finanzielle Situation 

1. Wie hoch waren die Verluste bzw. Gewinne der DBP von 
1960 bis 1969 (insgesamt), von 1970 bis 1974 (insgesamt), 
und mit welchen Ergebnissen (Gewinn/ Verlust) rechnet 
die DBP 1975, 1976, 1977 und 1978? 

2. Wie hoch waren die Personalausgaben 1973 und 1974, und 
wie hoch werden sie in den Jahren 1975, 1976, 1977 und 
1978 veranschlagt (absolut)? 

3. In welcher Höhe sind bei den Vorausschätzungen für Per- 
sonalausgaben in den Jahren 1975 bis 1978 Einkommens- 
verbesserungen vorgesehen (absolut und Prozent)? 

4. Wie hoch war das Investitionsvolumen (getrennt nach Post- 
und Fernmeldewesen) der DBP 1973, 1974, und wie hoch 
wird es nach der mittelfristigen Planung 1975, 1976, 1977 
und 1978 sein? 

5. Wie groß war der Anteil der Aufträge der DBP 1973 und 
1974 an dem Gesamtauftragsbestand der Fernmelde- 
industrie? 

6. Wie hoch war der Schuldenstand der DBP Ende 1969, Ende 
1974, und wie wird er sich voraussichtlich bis 1978 ent- 
wickeln? 


Druck; Then^e Druck KQ, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn~Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Qoethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3417 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


7. Wie hoch war die Kapitalmarktbeanspruchung durch die 
DBP im Jahr 1969, 1974, und wie wird sie sich voraussicht- 
lich bis 1978 entwickeln? 

8. Wie hoch waren die Zins- und Tilgungslasten (getrennt) 
1969, 1974, und wie hoch werden sie in den Jahren 1975, 
1976, 1977 und 1978 sein? 

9. Wie hoch war die Ablieferung an den Bund 1960 bis 1969, 
1970 bis 1974, und wie hoch wird sie in den Jahren 1975, 
1976, 1977 und 1978 sein (Ablieferungssoll und tatsächlich)? 

10. Wie hoch waren die Finanzhilfen des Bundes 1960 bis 1969, 
1970 bis 1974, und mit welchen Finanzhilfen des Bundes 
rechnet die DBP für 1975, 1976, 1977 und 1978? 

11. In welcher Höhe (jährlich) und für welche Zwecke trägt die 
DBP Lasten für den Bund bzw. erhält sie keine oder nicht 
die volle Kostenerstattung? 

12. In welcher Höhe rechnet der Bundespostminister hier mit 
Entlastungen? 

13. Haben die Gebührenerhöhungen vom 1. September 1971, 

1. Juli 1972 und 1. Juli 1974 die von der DBP veranschlag- 
ten Mehreinnahmen bisher auch tatsächlich erbracht? Wie 
hoch waren im einzelnen die Abweichungen? 

14. Wie lange glaubt der Bundespostminister bei der jetzigen 
Entwicklung noch ohne Gebührenerhöhung auskommen zu 
können? 

15. Ist dieser Termin wirtschaftlich oder politisch motiviert? 

16. Welche Vorstellungen hat der Bundespostminister entwik- 
kelt, um mit der katastrophalen Finanzlage der DBP fertig 
zu werden, ohne dabei den Bundeshaushalt künftig (durch 
Schuldenübernahme, Schuldzinsübernahme, Verzicht auf 
Ablieferung usw.) weiter zu belasten? 

//. Verkehr sentwicklung 

1. Wie war die Verkehrsentwicklung im Jahr 1974 (im Ver- 
gleich zum Vorjahr) in den einzelnen Post- und Fernmelde- 
dienstzweigen, und wie liegen die Schätzungen für 1975 und 
die folgenden Jahre? 

2. Trifft es zu, daß die Anträge für neue Telefonanschlüsse 
rapide zurückgehen und sich das Verhältnis von Neuan- 
meldungen zu Abmeldungen z. Z. wie 2 : 1 stellt? 

3. Wie groß ist z. Z. die Anzahl der Wartenden, deren An- 
schluß nicht innerhalb von vier Wochen herstellbar ist? 

4. Wie hoch ist die Reserve an freien Anschlüssen? 

5. Wie hoch ist die Reserve an freien Kabeladern in den Orts- 
netzen? 

6. Welchen Einfluß hatte die letzte Gebührenerhöhung auf die 
V erkehr sentwicklung? 
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7. Welche Konsequenzen sind bzw. werden aus dem Ver- 
kehrsrückgang bzw. der Abschwächung der Verkehrszu- 
nahme im Hinblick auf die Planungskapazitäten und den 
Personalbestand der DBP gezogen? 

8. Welche Konsequenzen werden aus dem Verkehrsrückgang 
bzw. der Abschwächung der Verkehrs zun ahme im Hinblick 
auf die Investitionstätigkeit für 1975 und die folgenden 
Jahre gezogen? 

9. In welchem Maße ist von Investitionskürzungen die Zu- 
lieferindustrie und speziell welche Bereiche betroffen? 

10. Ergeben sich aus den Verkehrsrückgängen bzw. der Ab- 
schwächung der Verkehrszunahme und der Verminderung 
des Investitionsvolumens Auswirkungen in der Weise, daß 
die Lagerbestände der DBP eine wesentliche Aufstockung 
erfahren? 


///. Personelle Situation 

1. In seiner Antwort auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU- 
Fraktion hatte der Bundespostminister am 15. März 1974 für 
1974 einen Personalüberhang bei der DBP bestritten. War 
dies rückblickend tatsächlich zutreffend und . wenn nein, 
warum nicht? 

2. Der ehemalige Bundespostminister Dr. Ehmke wollte bis 
1974 28 000 Planstellen einsparen. Wieviel Planstellen wur- 
den eingespart? Wieviel Dienstposten wurden eingespart? 

3. Wie hoch ist derzeit, u. a. auch in Anbetracht des Verkehrs- 
rückgangs bei der DBP, der personelle Überhang 

a) nach den bisherigen und 

b) nach den neuen Bemessungsrichtlinien? 

4. Waren die Personalbedarfsschätzungen der DBP in den ver- 
gangenen Jahren zutreffend und wenn nein, warum nicht? 

5. In welcher Größenordnung ist eine Umbesetzung zwischen 
den einzelnen Dienstzweigen notwendig und möglich? 

6. Welche Hindernisse stehen der Verwendung von Kräften 
des Fernmeldewesens im Postwesen entgegen? 

7. Trifft es zu, daß der Einsatz von überzähligen Kräften des 
Fernmeldebereichs im Weihnachtsverkehr zur Abwicklung 
des Paketverkehrs am Einspruch des Personalrats schei- 
terte? Wenn ja, was gedenkt die Verwaltung in solchen 
Fällen künftig zu tun? 

8. Nach Feststellungen in der Bundesrats-Drucksache 19/75 
sollen nun bis 1979 48 000 besetzte Dienstposten eingespart 
werden. Welche Dienstzweige werden davon betroffen? 
Reicht diese Gesundschrumpfungsquote aus? 

9. Welche Vorstellungen bestehen z. Z. bei der DBP über den 
künftigen Personalbedarf? 
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10. Ist es in der derzeitigen Situation tatsächlich möglich, wie 
der damalige Bundesfinanzminister und heutige Bundes- 
kanzler Schmidt in einem Rundfunkinterview am 9. Dezem- 
ber 1973 erklärte, neue Arbeitsplätze bei der DBF zu schaf- 
fen, wenn sich die allgemeine Beschäftigungslage verrin- 
gere? Wer soll die Kosten für die neu zu schaffenden 
Arbeitsplätze übernehmen, und wie sollen diese genutzt 
werden? 

11. Trifft es zu, daß Planungskapazitäten im Fernmeldewesen 
erweitert werden sollen? Welchem Zweck dient diese Er- 
weiterung? 

12. Trifft es zu, daß es z.Z. insbesondere im Baubereich der 
DBF erhebliche Überkapazitäten in der Planung gibt? 

13. Trifft es zu, daß freiberufliche Architekten bei der DBF z. Z. 
im Baubereich nicht mehr eingesetzt werden dürfen? 

14. Seit über vier Jahren (vgl. Antwort vom 15. März 1974) 
baut die DBF ein neues Personalbemessungssystem auf und 
überprüft damit den Personalbedarf. Ende 1974 sollte diese 
Überprüfung abgeschlossen sein. Ist diese Personalbemes- 
sung nun abgeschlossen oder fehlt noch ein wesentlicher 
Teil der benötigten Bemessungsunterlagen? Zu welchen 
Ergebnissen haben die bisherigen Untersuchungen geführt? 

15. Sind diese Ergebnisse nur rechnerisch, oder sind es tatsäch- 
liche Einsparungen? 

16. Wieviel Kräfte werden auf Grund der Rationalisierungs- 
schutzbestimmungen 

a) höherwertig weiterbeschäftigt bzw. 

b) überhaupt weiterbeschäftigt? 

17. Welche Kosten haben die Rationalisierungsschutzbestim- 
mungen bisher verursacht? 

18. Wie hoch waren die Anforderungen der OPDn für 1975 be- 
züglich der Einstellung von Fernmeldelehrlingen? 

19. Die DBF hat im Durchschnitt der letzten Jahre 5000 bis 6000 
Fernmeldelehrlinge pro Jahr eingestellt. In diesem Jahr 
sollen es nur 1800 sein. Welches sind die Ursachen für diese 
starke Reduzierung? 

20. Liegen hier Fehler in der Planung vor? 

21. Wie viele Femmeldelehrlinge will die DBF in den nächsten 
Jahren einstellen? 

22. Wie hoch ist die Ausbildungskapazität der derzeit vorhan- 
denen Ausbildungsstätten für Fernmeldelehrlinge? 

23. Wie hoch ist z. Z. die Kapazitätsausnutzung der Lehrlings- 
ausbildungsstätten bei der DBF, und wie wird sich diese 
voraussichtlich in den nächsten Jahren entwickeln? 

24. Wie hoch ist die Kapazität der im Bau bzw. in der Planung 
befindlichen Ausbildungsstätten für Fernmeldelehrlinge? 
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25. Wurden schon Ausbildungsstätten stillgelegt? 

26. Wie viele soeben ausgebildete Fernmeldehandwerker wer- 
den z. Z. in den Postbereich versetzt; wie viele sollen in 
Kürze in andere Postbereiche versetzt werden? 

27. Wie hoch ist voraussichtlich der künftige Überhang an äus- 
gebildeten Fernmeldehandwerkern? 

28. Ist eine Umschulung oder Umsetzung dieses Personen- 
kreises möglich, und wie hoch sind die Kosten dafür? 

29. Hat die DBP Unternehmerleistungen gekürzt, um ihre eige- 
nen Fernmeldehandwerker beschäftigen zu können? 

30. In welchem Umfang ist bei den kleineren Unternehmen 
deshalb mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten und bei den 
dort beschäftigten Arbeitnehmern mit Arbeitslosigkeit zu 
rechnen? 

31. Welche Investitionen (Art und Höhe) müßte die DBP vor- 
nehmen, um Eigenleistungen an die Stelle von Untemeh- 
merleistungen zu setzen? 

32. Wie will der Bundbspostminister mit dem personellen 
Überhang in den Dienstzweigen fertig werden? 

33. Trifft es zu, daß die Deutsche Postgewerkschaft von der 
DBP die Schaffung von Stellen für Vertrauensleute fordert, 
die mit den gleichen Rechten wie Betriebsratsmitglieder 
ausgestattet werden sollen? 

34. Ist hier an die Schaffung von Vertrauensleuten für leitende 
Angestellte gedacht? 

/V. Stand der Rationalisierung 

1. Wieviel Dienstposten wurden seit 1968 pro Jahr durch 
Rationalisierungsmaßnahmen eingespart? 

2. Handelt es sich um rechnerische oder tatsächliche Einspa- 
rungen? 

3. Wie erklärt sich der Bundespostminister das Phänomen, daß 
das Personal der DBP trotz Rationalisierung und Verkehrs- 
rückgang in den personalintensiven Postdiensten 1973/1974 
zunahm? 

4. Wo liegen die Rationalisierungsschwerpunkte der Vorha- 
ben, die bis 1976 durchgeführt werden sollen, und welche 
voraussichtlichen Einsparungen ergeben sich daraus? 

5. Wie weit sind die Überlegungen bezüglich einer Neuorga- 
nisation der Ämter (mit Verwaltung) gediehen? 

6. Bei Ämtern ab welcher Größenordnung (Punktzahl) soll der 
Verwaltungsteil abgezogen werden? 

7. Wieviel Ämter werden davon betroffen? 

8. Welche personellen bzw. finanziellen Einsparungen sollen 
sich daraus ergeben? 
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9. In welchem Zeitraum soll die Neuorganisation der Post- 
ämter mit Verwaltungsdienst realisiert werden? 

10. Tritt mit einer Verringerung der Zahl der Postämter (V) 
auch eine weitere Verringerung der Zahl der OPDn ein, 
und wird das Personal bei den OPDn durch Verlagerung 
von Zuständigkeiten auf die größeren Postamtseinheiten 
verringert? 

11. Wie groß soll der künftige Einzugsradius der Ämter mit 
Verwaltung sein? 

12. Welche negativen Auswirkungen ergeben sich aus der 
Ämterneuorganisation für die Mitarbeiter der DBP; wie 
viele Mitarbeiter werden davon betroffen ? 

13. Sind von der Ämterneuorganisation regionale Nachteile 
insbesondere für ländliche Gebiete zu erwarten? 

14. Wie weit sind die Überlegungen bezüglich einer Neuglie- 
derung der Oberpostdirektionen gediehen, und welche 
OPDn sollen zusammengelegt werden? 

15. Welche Einsparungen werden sich in welchem Zeitraum bei 
der in Aussicht genommenen Zusammenlegung ergeben? 

16. Welche negativen Auswirkungen sind dabei für die Mit- 
arbeiter der DBP und die Postkunden zu erwarten? 

17. Wie hoch war die Kostenunterdeckung im Paketdienst seit 
1970 (jährlich)? 

18. Ist die Erprobung des Behälterverkehrs (insbesondere 
2-m^-Behältertyp) abgeschlossen, und welche Ergebnisse 
haben sich gezeigt; wie hoch dürften die künftigen Einspa- 
rungen sich stellen? 

19. Seit einiger Zeit ist die DBP dabei, die Abholung der Post- 
pakete für Selbstbucher einzustellen. Gleichzeitig wird ver- 
sucht, die betreffenden Betriebe dazu zu bewegen, ihre 
Pakete an bestimmten zentralen Sammelpunkten aufzu- 
geben, die meist mit den örtlichen Postämtern nicht iden- 
tisch sind und somit eine bedeutend längere Anfahrtstrecke 
beinhalten. Gleichzeitig werden aber den größeren Ver- 
sandhäusern weitere Sonderkonditionen eingeräumt. Wie 
stellt sich der Bundespostminister zu diesem Problem, von 
dem insbesondere die mittelständische Wirtschaft betroffen 
wird? 

20. Gedenkt der Bundespostminister den Paketdienst auf Grund 
der Anregungen der FDP zu privatisieren? 

21. Trifft es zu, daß auf Orts- und Fernebene Fernmeldekapazi- 
täten über den absehbaren Bedarf hinaus geplant bzw. er- 
richtet wurden? 

22. Seit längerer Zeit soll die Berechnung der Punktzahlen für 
Ämter auf eine neue Basis gestellt werden und dabei beson- 
ders die Größe der Amtsbereiche (Zahl der Kfz's usw.) be- 
rücksichtigt werden. Wie sieht sie aus bzw. wann wird 
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diese Berechnung vorliegen? Wäre dieses neue Verfahren 
nicht besser vor einer Neuordnung der PA (V) und OPDn 
vorrangig zu erarbeiten? 

V. Weitere Post- und Fernmeldebereidie 

1. Was hat den Bundespostminister dazu veranlaßt, einen er- 
heblichen Teil der Postwerbung an die Tochtergesellschaft 
eines multinationalen Konzerns zu vergeben? 

2. Wie hoch sind die Einnahmen der DBP, die sie auf Grund 
ihrer Fremdwerbung (auf Fahrzeugen und dgl.) hat? 

3. Trifft es zu, daß sich die Betriebsgüte bei der DBP in den 
letzten Jahren durch längere Laufzeiten im Brief- und Paket- 
dienst verschlechtert hat, und was gedenkt der Bundespost- 
minister dagegen zu tun? 

4. In der letzten Zeit häufen sich Klagen über lange Wartezei- 
ten bei der Entstörung. Gleichzeitig ist zu hören, daß der 
Entstörungsdienst neu organisiert werden soll. Hängen die 
Mängel vielleicht hiermit zusammen, oder welches sind die 
Gründe? 

5. Wie sind die Grundsätze für die Neugliederung der Orts- 
bereiche im Fernmeldewesen, welche Fortschritte wurden 
bisher erzielt, und wann ist mit einem Abschluß zu rechnen? 

6. Wie weit ist der Ausbau der Sendeeinrichtungen für das 
II. und III. Programm gediehen, und wann ist er abge- 
schlossen? 

7. Hat die DBP noch einen Bestand von neuen nicht eingesetz- 
ten Kfz und wenn ja, wie hoch ist dieser? 


Bonn, den 24. März 1975 


Dr. Dollinger 
Weber (Heidelberg) 

Dr. Müller-Hermann 

Dr. Schulte (Sdiwäbisch Gmünd) 

Carstensr Stücklen und Fraktion 
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